
  16.12.2021 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.12.2021 

Geschäftszahl 

Ra 2018/06/0262 

Rechtssatz 

Wie der Verwaltungsgerichtshof in dem Erkenntnis VwGH 6.10.2011, 2009/06/0020, unter Hinweis auf 
die Judikatur des EuGH bereits ausgesprochen hat, könnten Beschränkungen des freien Kapitalverkehrs 
zugelassen werden, wenn die nationalen Vorschriften in nicht diskriminierender Weise ein im 
Allgemeininteresse liegendes Ziel verfolgten und wenn sie den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
beachteten, das heißt, wenn sich das gleiche Ergebnis mit anderen, weniger einschneidenden Maßnahmen 
nicht erreichen ließe. Beschränkungen der Errichtung von Zweitwohnungen in einem bestimmten 
geografischen Gebiet, die ein Mitgliedstaat in Verfolgung raumplanerischer Ziele zur Erhaltung einer 
dauerhaft ansässigen Bevölkerung und einer vom Tourismus unabhängigen Wirtschaftstätigkeit verfüge, 
könnten als Beitrag zu einem im Allgemeininteresse liegenden Ziel angesehen werden. 
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